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Fall 10: Dein Geld, mein Geld
(OLG Dresden, StV 2005, 443)

Die allein erziehende F lernte eines Tages den A kennen und fasste schnell Zutrauen zu ihm. So überließ sie ihm ihre EC-Karte nebst Geheimzahl, damit er in ihrem Namen jeweils ihr Haushaltsgeld von der Sparkasse von ihrem Konto abhob, obwohl ihr aufgrund der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Sparkasse eine Weitergabe von EC-Karte und PIN-Nummer verboten war. Im August hob A ohne ihr Wissen 900 € ab, um dieses für sich zu verbrauchen. Er wusste, dass dieses Geld für den Lebensunterhalt der F und ihrer Kinder gedacht war. 

Strafbarkeit des A?

Lösungsskizze:
I. Ein Betrug (§ 263 I StGB) gegenüber und zum Nachteil der Sparkasse scheidet aus, da A den Geldautomaten und keinen Menschen täuscht.
II. In Betracht kommt jedoch ein Computerbetrug (§ 263 a I Var. 3 StGB), indem A mit der EC-Karte und PIN-Nummer der F am Geldautomaten der Sparkasse 900 € abhob.

1. Objektiver Tatbestand

a) Fraglich ist hierbei zunächst, ob A durch das Abheben das Ergebnis eines Datenverarbeitungsvorgangs beeinflusst hat. So spricht der Wortlaut „Beeinflussung“ in Verbindung mit der letzten Variante als Auffangtatbestand – „unbefugte Einwirkung auf den Ablauf“ – dafür, dass nur solche Eingriffe strafbar seien, die sich auf einen laufenden Datenverarbeitungsvorgang beziehen. Mit der Einführung der EC-Karte setzt der Kunde an sich einen Vorgang erst in Gang, so dass man vertreten könnte, dass dann – wie auch vorliegend – eine Beeinflussung ausscheiden würde (vgl. LG Wiesbaden, NJW 1989, 2551 (2552), Ranft, wistra 1987, 79 (83) und Kleb-Braun, JA 1986, 249 (259)). Gegen eine derartige Sichtweise spricht jedoch, dass der Bankautomat durch die jeweilige Bank bereits mit einer Netzwerkverbindung und Strom versehen und damit bereits in Gang (und Bereitschaft) gesetzt wurde, bevor der Kunde ihn benutzt (vgl. nur Sch/Schr/Cramer/Perron, 27. Aufl. 2006, § 263 a Rn. 18). Zudem wirkt auch und gerade derjenige auf den Ablauf besonders intensiv ein, der den Kausalverlauf in seinem Sinne auslöst (vgl. BGHSt. 38, 120 (121) mit Anm. Otto, JK 92, StGB § 263a/6, OLG Köln, NJW 1992, 125 und BayObLG, JR 1994, 289 mit Anm. Otto, JK 94, StGB § 263a/7). Die Beeinflussung eines Datenverarbeitungsvorgangs durch A ist somit zu bejahen.

b) Zudem müsste A mit der Einführung der EC-Karte und der Eingabe der PIN-Nummer der F die hierauf gespeicherten Daten unbefugt verwendet haben. Wie dieser Begriff auszulegen ist, ist streitig.

aa) Nach der computerspezifischen Ansicht bezieht sich die unbefugte Verwendung der Daten auf deren Funktion im Rechenprogramm, so dass die Einwirkung auf das System dessen Soll-Zustand beeinflussen und insbesondere das in die Programmgestaltung eingegangene rechtliche Dürfen (also eine einprogrammierte Sperre durch ein nicht ordnungsgemäßes Bedienen) überwinden muss (so OLG Celle, NStZ 1989, 367 (368), LG Freiburg, NJW 1990, 2635 (2636 f.), LG Ravensburg, StV 1991, 214 (215), Arloth, Jura 1996, 354 (357 f.) sowie Neumann, StV 1996, 375). Hiergegen spricht jedoch, dass wenn der Computer die Zugangsberechtigung (wie bei der PIN-Nummer) abfragt, diese Sperre nur dann überwunden würde gegen den Willen des Computerbetreibers, wenn unrichtige Daten eingegeben werden, so dass die 3. Tatvariante insoweit zur 2. Tatvariante verkommen würde. Zudem würde der vom Gesetzgeber vorgestellte Fall (EC-Karten-Dieb) durch die Eingabe von richtigen Daten gerade von § 263 a StGB nicht erfasst (vgl. zur Kritik nur LK/Tiedemann, 11. Aufl., § 263 a Rn. 45). 

bb) Nach einer subjektiven Ansicht soll die Datenverwendung „unbefugt“ sein, wenn sie dem Willen des Verfügungsberechtigten über die Datenverarbeitungsanlage (zumeist Bank) widerspricht, also das vertraglich vereinbarte Dürfen überschreitet (so etwa Maurach/Schroeder/Maiwald, BT 1, 9. Aufl. 2003, § 41 Rn. 233, Otto, BT, 7. Aufl. 2004, § 52 Rn. 40 und Bühler, MDR 1991, 14 (16)). Hiernach wäre die Abhebung am Bankautomaten durch einen Dritten selbst bei einem Auftrag des Kontoinhabers unbefugt, da nach den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Banken und Sparkassen die Überlassung der EC-Karte sowie der Geheimnummer vertraglich verboten ist. 

cc) Einer anderen subjektiven Ansicht zufolge soll es auf  den wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Rechtsgutsinhabers bzw. Kontoinhabers ankommen (vgl. BGHSt. 40, 331 (334 f.) und Mitsch, JZ 1994, 877 (883 f.)). Zumindest die Abhebung von weiteren 4.400 € widersprach dem Interesse der F als Kontoinhaber.

dd) Gegen die subjektiven Ansichten spricht jedoch, dass der subjektive Wille nur schwer nachweisbar sein wird sowie maßgeblich die gesetzgeberische Intention. Der Gesetzgeber wollte mit § 263 a StGB nämlich lediglich die Strafbarkeitslücken schließen, die dadurch entstanden, dass ein Computer und nicht ein Mensch getäuscht werde. Eine Ausdehnung der Strafbarkeit darüber hinaus war gerade nicht beabsichtigt (vgl. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität, BT-Ds. 10/318, S. 19 sowie Bericht des Rechtsausschusses, BT-Ds. 10/5058, S. 30). Nach der gesetzgeberischen Intention wird der Anwendungsbereich der Norm damit durch ihre Struktur- und Wertgleichheit mit dem Betrugstatbestand bestimmt.

Dem entspricht einzig eine betrugsspezifische Auslegung, wonach nur eine solche Verwendung von Daten „unbefugt“ ist, die täuschungsäquivalent ist (so BGHSt. 38, 120 (121 f.), BGHSt. 47, 160 (162 f.), BGH, NStZ 2005, 213, OLG Düsseldorf, NStZ-RR 1998, 137, OLG Karlsruhe, NStZ 2004, 333 (334), Sch/Schr/Cramer/Perron, 27. Aufl. 2006, § 263 a Rn. 2 und 9, SK-StGB/Günther, § 263 a Rn. 18, Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 263 a Rn. 11 und Mühlbauer, wistra 2003, 244 (248 ff.); aA Lampe, JR 1988, 437 (438), der eine „Täuschungsähnlichkeit“ im Sinne des § 265 a StGB bevorzugt). Erforderlich ist also eine Verwendung von Daten, die, wenn eine vergleichbare Handlung einem Schalterbeamter gegenüber vorgenommen würde, eine zumindest konkludente Täuschung oder eine Täuschung durch Unterlassen bezüglich einer vorhandenen Befugnis darstellen würde. Erfasst wird hiernach insbesondere die Nutzung einer fremden EC-Karte und PIN-Nummer, wenn diese deliktisch oder zumindest durch verbotene Eigenmacht in den Besitz der Daten erlangt ist, da die Bank nicht bereit ist, das im Automaten befindliche Geld nicht demjenigen übereignen will, der sich unbefugt im Besitz der EC-Karte befindet (vgl. BGH, NJW 1988, 979 (980), OLG Köln, NJW 1992, 125 (126), OLG Zweibrücken, StV 1993, 196 (197), OLG Düsseldorf, NStZ-RR 1998, 137, Sch/Schr/Cramer/Perron, 27. Aufl. 2006, § 263 a Rn. 11; aA Lackner/Kühl, 26. Aufl. 2007, § 263 a Rn. 13 und Lackner, FS Tröndle (1989), 41 (53), wonach eine Täuschungsäquivalenz gegeben sei, wenn die Verkehrsauffassung die Befugnis zur Automatennutzung nach außen hin zugesteht, die Befugnis tatsächlich aber nicht existiere [dagegen: hilft in schwierigen Abgrenzungsfragen nicht weiter]). Bei einer Geldabhebung durch einen Beauftragten liegt keine täuschungsäquivalente Handlung in diesem Sinne vor, da die erteilte Genehmigung durch den Kontoinhaber im Außenverhältnis einer wirksamen Bankvollmacht gleichkommt und der Täter einem Bankangestellten gegenüber nicht über eine von seiner eigenen Person abhängenden Wirksamkeitsvoraussetzung täuschen würde (vgl. Düsseldorf, NStZ-RR 1998, 137 und OLG, Köln, NJW 1992, 125 (126)). 

Eine unbefugte Handlung könnte man nach dieser betrugsnahen Auslegung dadurch bejahen, dass A die Summe von 900 € ausschließlich für sich selbst abhob. Nach einer zum Teil im Schrifttum vertretenen Ansicht begründet nämlich die erteilte Vollmacht im Innenverhältnis (hier: nur Haushaltsgeld für die F abheben) die (den Tatbestand des § 263 a StGB grundsätzlich ausschließende) Verwendungsbefugnis, so dass deren Überschreitung im Innenverhältnis befugnisbeschränkend wirke und damit zu einer „unbefugten“ Verwendung führe; die „Täuschungsäquivalenz“ liege darin, dass die Verwendung der Karte konkludent die Erklärung enthalte, zu der konkreten Abhebung vom Kontoinhaber berechtigt worden zu sein (so Otto, BT, 7. Aufl. 2004, § 52 Rn. 44, Rengier, BT 1, 9. Aufl. 2007, § 14 Rn. 20, Hilgendorf, JuS 1997, 130 (134) und Möhrenschläger, wistra 1986, 18 (133). Hiergegen spricht jedoch, dass eine Vollmacht im Außenverhältnis trotz Überschreitung des internen Dürfens wirksam bleibt (vgl. § 171 BGB), der grundsätzliche Abhebevorgang also vom Willen des Kontoinhabers getragen wird (Sch/Schr/Cramer/Perron, 27. Aufl. 2006, § 263 a Rn. 12), so dass der Täter insoweit einem entsprechenden Bankmitarbeiter nicht über eine fehlende Befugnis zur Nutzung der Karte täuschen würde. Über die Befugnis hinsichtlich des konkreten Geldbetrages kann der Täter zwar täuschen, dies ist aber ebenfalls nicht tatbestandsmäßig im Sinne des § 263 a StGB, insoweit die Eingabe des Geldbetrages gerade keine Verwendung von „Daten“ im Sinne der Definition des § 202 a StGB. Auch die treuwidrige, nicht vereinbarte Abhebung (trotz genereller Abhebebefugnis) stellt damit keinen Computerbetrug, sondern allenfalls Untreue gegenüber dem Karteninhaber dar (BGH, NJW 2005, 213, OLG Köln, NJW 1992, 125 (127), OLG Düsseldorf, NStZ-RR 1998, 137, OLG Dresden, StV 2005, 443 und LK/Tiedemann, 11. Aufl., § 263 a Rn. 50).

2. Ergebnis

A hat sich damit nicht nach § 263 a I Var. 3 StGB strafbar gemacht.

III. Indem A die 900 € abhob, kann er sich jedoch nach § 266 I StGB (Untreue) strafbar gemacht haben.
1. Objektiver Tatbestand

a) Der Missbrauchstatbestand (Var. 1) scheitert am Fehlen einer rechtsgeschäftlichen Verfügungsmacht, da die Möglichkeit einer Abhebung am Geldautomaten bereits bei Einrichtung des Kontos (zumindest per Allgemeinen Geschäftsbedingungen) vertraglich vereinbart wurde; die Buchungsvorgänge, die einzelnen Buchungsvorgänge des Automaten sind nur Auslöser für die in Anerkennung der AGB getroffenen Verfügungen – die einzelnen Abhebevorgänge sind daher keine eigenen Verfügungen im Sinne des § 266 I Var. 1 StGB (vgl. nur Sch/Schr/Cramer/Perron, 27. Aufl. 2006, § 263 a Rn. 12; aA vertretbar).

b) A könnte jedoch den Treuebruchstatbestand (Var. 2) durch die Verletzung einer ihr obliegenden Vermögensbetreuungspflicht verwirklicht haben. Um den Tatbestand nicht ausufern zu lassen, wird hierfür eine wesentliche Pflicht, also eine Hauptleistungspflicht mit einer gewissen Selbständigkeit verlangt, so dass die übertragene Tätigkeit nicht durch konkrete Weisungen vorgegeben sein darf, sondern Raum für eigene verantwortliche Entscheidungen lassen muss (vgl. nur Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 266 Rn. 18, 29). Durch die Erteilung einer Bankvollmacht kann zwar durchaus eine Treuepflicht erblickt werden (OLG Düsseldorf, NSZ-RR 1998, 137 f. und OLG Hamm, NStZ-RR 2004, 111 (112)), hierfür wird man aber zumindest eine mehrmalige Abhebebefugnis über eine gewisse Dauer bei einem gewissen Ermessensspielraum verlangen müssen; gegen eine solche spricht aber, dass A jeweils nur auf Weisung der F ihr Haushaltsgeld abheben sollte, dem A also die notwendige Selbständigkeit fehlte (aA bei entsprechender Begründung vertretbar). 
2. Ergebnis

A hat sich damit nicht nach § 266 I StGB strafbar gemacht. 

IV. Eine Strafbarkeit nach § 266 b I StGB (Missbrauch von Scheck- und Kreditkarten) scheitert bereits daran, dass A wegen des vertraglichen Verbots der Überlassung der EC-Karte nicht berechtigter Karteninhaber ist und ihm daher die notwendige Täterqualität fehlt.

V. Auch eine Strafbarkeit nach §§ 266 b I, 27 I StGB (Beihilfe zum Missbrauch von Scheck- und Kreditkarten) scheidet mangels Haupttat aus, da die bloße Überlassung der EC-Karte durch den Karteninhaber das kartenausstellende Institut (hier: Sparkasse) nicht in rechtlich bindender Weise verpflichtet; die Aushändigung ist eine bloße (straflose) Vertragsverletzung (vgl. nur BGH, NStZ 1992, 278 (279) und Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 266 b Rn. 12).

VI. Eine Strafbarkeit nach § 202 a I StGB (Ausspähen von Daten) scheidet spätestens deswegen aus, weil die auf der EC-Karte gespeicherten Daten im Sinne des § 202 a II StGB nicht gegen unberechtigten Zugang besonders gesichert waren. Insbesondere soll die PIN-Nummer nicht den Zugang zu den Daten verwehren, sondern nur die unberechtigte Datenverwendung verhindern.

VII. Eine Strafbarkeit nach § 303 a I StGB (Datenveränderung) scheidet gleichfalls aus, da die Abhebung mittels EC-Karte nicht zu einer Veränderung der Daten auf der Karte führt (diese ist nur ein „Schlüssel“!).
VIII. Ein Missbrauch von Ausweispapieren (§ 281 I 1 StGB) scheidet ebenfalls aus, da EC-Karten keine Ausweispapiere im Sinne des § 281 II StGB sind, kann mit ihnen doch der Nachweis der Identität einer Person nicht geführt werden (vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 281 Rn. 2).

IX. Eine Strafbarkeit nach § 265 a I StGB (Erschleichen von Leistungen) scheitert daran, dass hierunter nur Leistungsautomaten fallen, nicht aber Warenautomaten, da diese abschließend über die Eigentumsdelikte der §§ 242, 246 StGB geschützt werden (vgl. nur Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 265 a Rn. 11).
X. Indem A die Geldscheine aus dem Ausgabefach des Bankautomaten genommen hat, kann er sich nach § 242 I StGB (Diebstahl) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Hierzu müssten die Geldscheine, bewegliche Sachen, für A fremd gewesen sein, also zumindest in fremdem Miteigentum gestanden haben (vgl. MüKo-StGB/Schmitz, § 242 Rn. 26). Es kommt also darauf an, ob die Sparkasse als Betreiberin des Bankautomaten ein Angebot auf Übereignung nach § 929 S. 1 BGB konkludent abgegeben hat, die der A angenommen hat und damit Eigentümerin der Geldscheine geworden ist. Ob ein Angebot vorlag, ist durch Auslegung gemäß §§ 133, 157 BGB unter Berücksichtigung der Parteiinteressen zu berücksichtigen. So liegt es im Interesse der Bank, das Geld nur an den nach den Vertragsbedingungen befugten Benutzer des Bankautomaten zu übereignen; ansonsten würde die Bank durch eine Übereignung an den Unbefugten den Schaden des Kontoinhabers vergrößern und so gegen ihre vertragliche Schutzpflicht gegenüber dem Kontoinhaber verstoßen (vgl. BGHSt. 35, 152 (153 f.), BGH, NJW 1988, 979 (980), OLG Hamm, NJW 1992, 125 (127) und AG Hamburg, NJW 1986, 945 (946 f.)). Insoweit konnte nur F als Berechtigter das Angebot annehmen, sei es selbst oder sei es durch A als sein Vertreter (§ 164 I 1 BGB). Da A nur für die Abhebung von Haushaltsgeld für die F bevollmächtigt worden war, konnte er bezüglich der für sich abgehobenen 900 €  das Übereignungsangebot bezüglich der Scheine nicht annehmen, so dass die Geldscheine im Eigentum der Sparkasse verblieben. 

b) Die Geldscheine müsste A aber auch weggenommen haben. Wegnahme ist der Bruch fremden und die Begründung neuen, nicht notwendigerweise tätereigenen Gewahrsams (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 16). Gewahrsam wird hierbei definiert als die tatsächliche Herrschaftsgewalt über eine Sache, die einem nach der Verkehrsanschauung zugeordnet ist und von einem Herrschaftswillen getragen wird (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 11 ff.). Ein derartiges Gewahrsam hatte der Bankautomatenaufsteller. Diesen müsste A aber auch gebrochen, ihm also entgegen seinen Willen entzogen haben. Dies wäre nicht der Fall, wenn man im Aufstellen des Automaten, der die Scheine selbstständige auswirft, ein tatbestandsausschließendes Einverständnis des Automatenaufstellers erblicken würde. Dem Interesse der Sparkasse entspricht es zwar nicht, an einen nichtberechtigten Kartenbenutzer zu übereignen (s.o.), so dass man auch ein Einverständnis nur gegenüber einem befugten Kartenbenutzer – sei es der Karteninhaber selbst, sei es ein beauftragter Kartennutzer – annehmen könnte. Inwieweit der Kartennutzer aber im Falle der Beauftragung zur konkreten Geldabhebung bevollmächtigt ist, lässt sich äußerlich beim Abhebevorgang nicht erkennen. Um aber eine klare Grenze zwischen Wegnahme und Täuschung zu ermöglichen, darf ein Einverständnis generell nur an äußerlich erkennbare Umstände geknüpft werden (vgl. Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 242 Rn. 36) und damit daran, dass der Automat ordnungsgemäß bedient worden ist (sog. „Lehre vom bedingten Einverständnis“ – BGH, NJW 1988, 979 (980), OLG Stuttgart, NJW 1982, 1659, OLG Celle, NJW 1997, 1518, OLG Düsseldorf, NJW 2000, 158 (159) und Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 242 Rn. 36). Da dies der Fall ist, hat A die Geldscheine nicht weggenommen.

2. Ergebnis

A hat sich damit nicht nach § 242 I StGB strafbar gemacht.

XI. Indem A die Geldscheine aus dem Geldautomaten nahm, kann er sich aber nach § 246 I StGB (Unterschlagung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

Hierzu müsste A die Geldscheine, die für ihn fremd waren, sich rechtswidrig zugeeignet haben. Für eine Zueignung im Sinne des § 246 I StGB genügt eine Manifestation des Zueignungswillens; eine Zueignung liegt also vor, wenn ein objektiver Beobachter bei Kenntnis der Täterabsicht die Handlung als Betätigung des Zueignungswillens ansieht (sog. „Manifestationstheorie“ – BGHSt. 1, 262 (264), BGHSt. 14, 38 (39 ff.), OLG Braunschweig, StV 1990, 164 und Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 246 Rn. 6). Wie die Handlung beschaffen sein muss, ist streitig.


a) Wer jede beliebige Handlung, die als Betätigung des Zueignungswillens verstanden werden kann, ausreichen lässt (sog. weite Manifestationstheorie (so BGHSt. 14, 38 (41), BGHSt. 34, 09 (312) und OLG Düsseldorf, StV 1990, 164), der wird bereits das Einstecken der Geldscheine als Zueignung ansehen.


b) Wer dagegen zu Recht die weite Manifestationstheorie als den Tatbestand zu sehr ausweitend und damit fast jede Handlung als erfasst ansehend begreift, der wird verlangen, dass eine Handlung vorgenommen wird, die unzweideutig auf einen Zueignungswillen schließen lässt („strenge Manifestationstheorie“ – OLG Hamm, wistra 1999, 112, Horst Schröder, NJW 1963, 1958 (1959), Rengier, BT 1, 9. Aufl. 2007, § 5 Rn. 10 a, Wessels/Hillenkamp, BT 2, 30. Aufl. 2007, Rn. 280, Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 246 Rn. 10). Dies war hier erst in dem Moment der Fall, als A das Geld nicht an F weitergab. Spätestens zu diesem Zeitpunkt lag somit nach beiden Ansichten eine Zueignung vor.
2. Subjektiver Tatbestand, Rechtswidrigkeit und Schuld
Die Tat erfolgte vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft.
3. Ergebnis

A hat sich durch das Einstecken und die Nichtweitergabe der 900 € am Bankautomaten nach   § 246 I StGB strafbar gemacht.
Kurzlösung Fall 10: Dein Geld, mein Geld

(OLG Dresden, StV 2005, 443)

I. § 263 I StGB Betrug) gegenüber und zum Nachteil der Sparkasse (-), da A keinen Menschen täuscht.

II. § 263 a I Var. 3 StGB (Computerbetrug) durch Abheben von 900 €

1. Objektiver Tatbestand


a) (P) Beeinflussung eines Datenverarbeitungsvorgangs


aa) 1. M.: Ingangsetzen genügt nicht (Wortlaut)



bb) 2. M.: Ingangsetzen genügt, da intensive Beeinflussung, zudem:

                                         Geldautomat läuft durch Netzwerkverbindung bereits

b) (P) unbefugte Verwendung von Daten (Var. 3)




aa) computerspezifische Ansicht: Überwinden einer einprogrammierten

                                         Sperre → (-); dag.: geht nur mit unrichtigen Daten, wird zu Var. 2




bb) subjektive Ansicht 1: gegen den Willen des Verfügungsberechtigten

                                          über die Datenverarbeitungsanlage (Bank) → (+)




cc) subjektive Ansicht 2: gegen den Willen des Rechtsgutsinhabers /

                                         Kontoinhabers → (+); dag.: schwer nachweisbar




dd) betrugsspezifische Auslegung / täuschungsäquivalente Auslegung:




       § 263 a StGB soll die Lücke füllen, die dadurch entsteht, dass kein

                                          Mensch getäuscht wird → Vergleich, ob ein Mensch an Stelle des

                                          Automaten, der das gleiche prüft wie der Automat, getäuscht würde
                                         (unter Berücksichtigung der Verkehrsauffassung)



      hier: Überlassen von Karte mit PIN = Erteilung unbegrenzter

                                                  Außenvollmacht (mit nur interner Beschränkung)





   → Computer prüft über PIN nur generelle Abhebung (Außen-

                                                       Vollmacht), würde Kassenmitarbeiter (bei schriftlicher

                                                       Unbegrenzter Vollmacht auch tun)





   → da interne Begrenzung nach außen nicht

                                                       ersichtlich ist, wird diese weder vom Computer noch

        vom Mensch geprüft





   → „Täuschung“ (-) → „unbefugte Verwendung“ (-)
2. Ergebnis: A hat sich damit nicht nach § 263 a I Var. 3 StGB strafbar gemacht.

III. § 266 I StGB (Untreue) 
1. Objektiver Tatbestand



a) Missbrauchstatbestand (Var. 1): keine rechtsgeschäftliche Verfügungs-

                            macht, da Buchungsvorgänge am Automaten nur Realhandlungen, rechtliche 

                            Grundlage ist der Girovertrag zwischen F und der Sparkasse (-)

b) Treuebruchstatbestand (Var. 2): muss aber wegen der Weite einge-

                schränkt ausgelegt werden: Verletzung einer wesentlichen Pflicht, einer

                Hauptleistungspflicht mit einer gewissen Selbständigkeit (ohne Weisungen!)

    hier: wohl (-) (aA vertretbar) 
2. Ergebnis: A hat sich damit nicht nach § 266 I StGB strafbar gemacht. 

IV. § 266 b I StGB (Missbrauch von Scheck- und Kreditkarten) (-), da A nicht berechtigter Karteninhaber (Sonderdelikt!) 

V. §§ 266 b I, 27 I StGB (Beihilfe zum Missbrauch von Scheck- und Kreditkarten) (-) mangels teilnahmefähiger Haupttat, da die  bloße  Überlassung  der  EC-Karte  durch  F  nicht 

§ 266 b I StGB erfüllt.  

VI. § 202 a I StGB (Ausspähen von Daten) (-), weil Daten nicht gegen unberechtigten Zugang besonders gesichert (PIN will nur unberechtigte Datenverwendung verhindern, nicht den Datenzugang).

VII. § 281 I 1 StGB (Missbrauch von Ausweispapieren) (-), da EC-Karten keine Ausweispapiere (Identitätsnachweis!). 

VIII. § 265 a I StGB (Erschleichen von Leistungen) (-), da Geldautomat Waren- und kein Leistungsautomat. 

IX. § 242 I StGB (Diebstahl)
1. Objektiver Tatbestand


a) bewegliche Sachen: Geldscheine


b) fremd: keine Übereignung nach § 929 S. 1 BGB, da bedingt (§ 158 I BGB),

                            dass Abhebung durch den berechtigten Karteininhaber


c) Wegnahme: (-), da nur objektiv erkennbare (!) Bedingungen möglich sind,

                                    hier: ordnungsgemäße Verwendung des Automaten, die erfolgt
2. Ergebnis: A hat sich damit nicht nach § 242 I StGB strafbar gemacht.

X. § 246 I StGB (Unterschlagung)

1. Objektiver Tatbestand


a) fremde, bewegliche Sachen: Geldscheine, die nicht übereignet (s.o.)


b) Zueignung: Manifestation des Zueignugnswillens



aa) weite Manifestationstheorie: jede beliebige (auch zweideutige)

                                                                                        Handlung → (+)




bb) strenge Manifestationstheorie: nur eindeutige Handlungen

                                                                                        hier: Einstecken des Geldes (+)



2. Subjektiver Tatbestand, Rechtswidrigkeit und Schuld (+)
3. Ergebnis: A hat sich durch das Einstecken und die Nichtweitergabe der 900 € am Bankautomaten nach § 246 I StGB strafbar gemacht.
